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Standpunkt

D
as Kapital ist ein scheues Reh, soll Karl Marx 

vor 150 Jahren gesagt haben. Marx würde 

sich wohl im Grab umdrehen, wenn er 

wüsste, dass dieser Satz zum gefl ügelten Wort von 

Wirtschaftsliberalen und Steueroptimierern gewor-

den ist. Aus Angst das scheue Reh zu vertreiben, 

wurden internationalen Konzernen und Spekulan-

ten weitgehende Steuervorteile gewährt. Leider ließ 

sich das scheue Reh Kapital davon nicht beindru-

cken, sondern fl üchtete erst recht – und zwar dort-

hin, wo noch weniger oder gar keine Steuern anfal-

len. Mit der Konsequenz, dass allein in der EU jähr-

lich 50 bis 70 Milliarden EURO an Steuereinnahmen 

verloren gehen und ein multinationales Unterneh-

men wie Starbucks weniger Steuern zahlt als ein 

Ein-Personen-Unternehmen. Wir haben uns in der 

aktuellen Ausgabe der KOMPETENZ genau angese-

hen, mit welchen Tricks und Schlupfl öchern solche 

Unternehmen agieren und wie man ihnen Einhalt 

gebieten kann.  

Zum Gespräch gebeten haben wir für diese Aus-

gabe der KOMPETENZ die Staatssekretärin für 

Diversität, öff entlichen Dienst und Digitalisierung, 

Muna Duzdar. Sie  spricht im KOMPETENZ-Interview 

über neue plattformbasierte Arbeitsformen und die 

damit verbundenen Herausforderungen, über Hass 

im Internet und was man dagegen tun kann, sowie 

über ihre Ideen für eine raschere Integration von 

anerkannten Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt, und 

warum 1-Euro-Jobs für sie keine Option sind.  

Wie jeden Herbst stehen auch dieses Jahr wieder 

eine Reihe wichtiger Kollektivvertragsverhandlun-

gen an. Drei der bedeutendsten, der Metallerkollek-

tivvertrag, der Handelskollektivvertrag und jener für 

den Sozialbereich, werden in den nächsten Wochen 

und Monaten verhandelt. Dabei geht es nicht nur um 

eine Erhöhung der Löhne und Gehälter: Grob gesagt 

sind im Kollektivvertrag alle wichtigen wechselseiti-

gen Rechte und Pfl ichten aus einem Arbeitsverhält-

nis geregelt. Im Handel geht es zudem auch um ein 

komplett neues Gehaltsschema, in der Metallindus-

trie nicht zuletzt um einen bezahlten Papamonat. 

Wenig überraschend haben die Arbeitgeber bereits 

anklingen lassen, dass sie weder für rahmenrechtli-

che Verbesserungen noch für die Forderungen nach 

deutlichen Lohnerhöhungen großes Verständnis 

aufb ringen. Davon sollten wir uns jedoch nicht ver-

unsichern lassen, denn die GPA-djp geht gut gerüs-

tet in die Verhandlungen, und wir werden gemein-

sam mit den BetriebsrätInnen und Beschäftigten 

klare Zeichen setzen und dafür sorgen, dass am Ende 

des Tages ein gutes Ergebnis am Tisch liegt.  

Strengere Regeln 
gegen Steuertricks 
von Dwora Stein
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Wie Großkonzerne  ihre Steuerpflicht  ihre Steuerpflicht  
    umgehen

Internationale Konzerne wie Google, Amazon, Apple und Starbucks 
sind seit Jahrzehnten sehr kreativ, wenn es darum geht, Steuern zu 
vermeiden. Über Tochterfi rmen und Lizenzzahlungen werden die 
Gewinne in EU-Länder mit niedrigen Steuersätzen verschoben. Die 
öffentlichen Haushalte verlieren Milliarden. 

von Andrea Rogy
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D
urch ausgeklügelte und 

großteils legale Steuerver-

meidungstricks internatio-

naler Konzerne entgeht den öff entli-

chen Haushalten viel Geld. Weltweit 

gehen nach Schätzung der OECD, der 

Organisation für Entwicklung und 

Zusammenarbeit in Europa, durch 

Gewinnverkürzungen und Gewinn-

verlagerungen jährlich etwa 100–

240 Milliarden US-Dollar an Steu-

ereinnahmen verloren. Den Steu-

erausfall für die EU-Mitgliedsstaa-

ten bemisst die Europäische Kom-

mission mit jährlich 

50–70 Milliarden Euro. 

International agie-

rende Unternehmen 

weisen ihre Gewinne 

gerne in Luxemburg, 

Irland oder den Nie-

derlanden aus, um 

dort niedrigere Steuern zu zah-

len. Unternehmenssitze werden in 

Steueroasen verlegt, mit Briefk as-

tenfi rmen und grenzüberschrei-

tenden Transaktionen werden die 

wie PricewaterhouseCoopers, Ernst 

& Young, Deloitte und KPMG unter-

stützt. Diese Firmen werben auf 

ihren Internetseiten mit Maßnah-

men zur Optimierung von Steuer-

zahlungen für Großkunden. Kaum 

zu glauben, dass diese Beraterfi r-

men, deren Aufgabe ja in der Ent-

wicklung von Steuersparmodellen 

für ihre Kunden besteht, und die 

damit weltweit bestens verdienen, 

in zahlreichen EU-Expertengrup-

pen zur Bekämpfung von Steuer-

vermeidung vertreten sind. Mul-

tinationale Konzerne versu-

chen ihre Gewinne, für die 

sie als Kapitalgesellschaften 

Körperschaftssteuern bezah-

len müssen, möglichst dort 

zu verbuchen, wo die Steuer 

auf Gewinne am niedrigsten 

ist. Da bieten sich in Europa 

Länder wie Irland oder Zypern mit 

einem Steuersatz von lediglich 12,5 

Prozent an. In Frankreich sind es 

dagegen  38 Prozent.

Steuererleichterungen
für Investoren

Doch warum gibt es derart große 

Unterschiede bei der Besteuerung 

von Gewinnen? Viele Länder versu-

chen, durch Steuererleichterungen 

Investoren anzulocken. Dabei geht 

es sowohl um Direktinvestitionen 

in Realkapital als auch um Finanzin-

vestitionen. Ob sich ein Unterneh-

men an einem Standort im Ausland 

ansiedelt, hängt nicht zuletzt von 

den Steuern ab, die es dort zu zah-

len hat. Die EU-Staaten haben in den 

letzten 20 Jahren hier miteinander 

stark konkurriert und regelmäßig 

vor allem die Körperschaftssteuern 

gesenkt. Dadurch zahlen Unterneh-

men innerhalb der EU immer weni-

ger Steuern.

Gewinnverschiebungen

Doch wie kommt der in Öster-

reich erwirtschaftete Gewinn zum 

Finanzplatz Zypern? In der Pra-

xis funktioniert das ganz einfach: 

nationalen Steuerbehörden ausge-

trickst. Die großen Steuerberatungs-

kanzleien helfen mit, diese meist 

legalen, moralisch jedoch sicher 

nicht einwandfreien Konzepte 

auszuarbeiten.

Aggressive Steuerplanung

Das Ausmaß der Steuervermeidung 

hat bereits eine alarmierende Größe 

erreicht: Zwei Drittel des grenzüber-

schreitenden Handels erfolgt inner-

halb von Konzernen, und mehr als die 

Hälfte des Welthandels fl ießt über 

Steueroasen. Die aggressive Steuer-

planung wird von den großen, inter-

national tätigen Steuerberatungs- 

und Wirtschaftsprüfungskanzleien 

Längst arbeiten nicht mehr ausschließlich Führungskräfte mit All-in-Verträgen. 
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Aggressive Steuerplanung
benachteiligt kleine

und mittlere Unternehmen.
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Eine Tochterfi rma mit Sitz in einem 

Niedrigsteuerland verrechnet dem 

Mutterunternehmen – das wirt-

schaftlich tätig ist und die tatsäch-

liche Wertschöpfung erbringt – ver-

schiedenste Leistungen: überteu-

erte Lizenzgebühren für Marken- 

oder Namensrechte, Gebühren für 

organisatorisches oder technisches 

Know-how, Kreditzinsen oder über-

höhte Preise für die Lieferung von 

Rohstoff en. Die Gewinne werden so 

dorthin verschoben, wo wenig Kör-

perschaftssteuer zu zahlen ist. Der 

Mutterkonzern schreibt durch die 

steuerlich motivierten Ausgaben 

nur bescheidene Gewinne.

Für die großen Konzerne zahlt sich 

das aus. So konnte Google die Kon-

zernsteuerquote für Gewinne aus 

dem Ausland auf 3,2 Prozent redu-

zieren. Das ist eine schöne Erspar-

nis, wenn man bedenkt, dass der 

Steuersatz in Österreich 25 Pro-

zent beträgt. Auch der Computer-

konzern Apple spart durch die Ver-

schiebung von Gewinnen in eine 

Briefk astengesellschaft auf den 

Bermudas massiv. Dort beträgt der 

Steuersatz für Auslandsgewinne 

lediglich 1,9 Prozent. Am Konzernsitz 

in Kalifornien würden 35 Prozent 

Körperschaftssteuer anfallen. 

Starbucks

In Österreich hat der Starbucks Kon-

zern bei einem Umsatz von 17,2 Milli-

onen Euro 2014 lediglich 814 Euro (!) 

an Körperschaftssteuer an den hei-

mischen Fiskus bezahlt. Die Bilanz 

wies Verluste aus, mit auff allend 

hohen Kosten für Zinsen und über-

teuerten Preisen für Rohstoff e wie 

Kaff ee. Starbucks schreibt in vielen 

Ländern, in denen es seine Produkte 

auf den Markt bringt, offi  ziell Ver-

luste, während die Gewinne und die 

Dividendenausschüttungen an die 

AktionärInnen insgesamt ständig 

steigen. Ganz off ensichtlich weist 

das Unternehmen seine Gewinne 

nicht dort aus, wo es Filialen und 

Geschäftsfl ächen betreibt, wo die 

Beschäftigten arbeiten und die Kun-

dInnen kaufen, sondern dort, wo die 

Steuern am geringsten sind. Durch 

die aggressive Steuerplanung der 

multinationalen Konzerne werden 

kleine und mittlere Unternehmen, 

die meist nur in einem Staat tätig 

sind, massiv benachteiligt. Diese 

zahlen im Verhältnis um bis zu 30 

Prozent mehr Steuern als die Multis, 

was zu erheblichen Wettbewerbs-

verzerrungen führt. Sonst müsste 

ja auch der Bäcker ums Eck sein 

Mehl bei der Tochterfi rma in Irland 

teuer einkaufen und dadurch seinen 

Gewinn minimieren, oder?

Das Geschäft 
mit den Lizenzen
2008 wurde unter dem damaligen 

Premierminister und jetzigem Prä-

sidenten der Europäischen Kom-

mission, Jean-Claude Juncker, eine 

steuerpolitische Maßnahme ein-

geführt, die es für Unternehmen 

sehr attraktiv macht, Gewinne nach 

Als Steueroasen werden Staaten oder Gebiete bezeichnet, die keine oder besonders niedrige Steuern erheben und dadurch 
als Standorte für Unternehmen steuerlich attraktiv sind.
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Luxemburg zu verschieben: die 

sogenannte Patent- und Lizenzbox. 

Im Rahmen dieser Regelung können 

viele Arten von Einkünften extrem 

günstig versteuert werden. So sind 

Einkünfte aus der Nutzung geisti-

gen Eigentums beispielsweise zu 80 

Prozent steuerbefreit.

Lizenzeinkünfte werden auch in den 

Niederlanden mit extrem geringen 

Steuern belegt – für multinationale 

Konzerne ein schmackhaftes Ange-

bot. Diese haben in ihren Bilanzen 

häufi g auff allend hohe Ausgaben 

für „sonstige betriebliche Aufwen-

dungen“ verbucht. Dahinter ver-

stecken sich Lizenzzahlungen, die 

an verbundene Unternehmen in 

Niedrigsteuerländern gezahlt wer-

den. Der Profi t fl ießt wieder in die 

Taschen der Aktionäre.

Viel Umsatz, kaum Steuern

Durch die beschriebenen Schlupfl ö-

cher in den Steuersystemen kann es 

passieren, dass große Konzerne wie 

Starbucks, Google oder Amazon zwar 

Milliardenumsätze in einem EU-

Land machen, dort aber kaum ver-

steuerbaren Gewinn erwirtschaften. 

Amazon hat beispielsweise Marken-

rechte, Patente und andere Immate-

rialgüterrechte auf eine Gesellschaft 

in Luxemburg übertragen. Für den 

Konzern ist es ein profi tabler Vor-

gang, dass seine europäischen 

Unternehmenstöchter ihre Gewinne 

mittels (überhöhter) Lizenzgebüh-

ren nach Luxemburg verschieben, 

anstatt sie in jenem Land zu versteu-

ern, in dem der Gewinn tatsächlich 

erwirtschaftet wurde. Ein Beispiel: 

Amazon schaff te es im Jahr 2013 in 

Deutschland bei einem Umsatz von 

8,7 Milliarden Euro, lediglich 3,2 Mil-

lionen Euro an Körperschaftssteuer 

zu bezahlen. Die Steuerleistung 

betrug 0,04 Prozent der Umsätze.

Steigender Druck

Doch der Druck auf die Steuerver-

meider steigt, die Behörden sehen 

zunehmend etwas genauer hin und 

gehen strenger und härter gegen 

die Konzerne vor. Im Frühjahr haben 

französische Ermittler die Büros von 

Google in Paris durchsucht. Der Kon-

zern soll gegen Steuervorschriften 

verstoßen haben. Bereits davor hat 

das Unternehmen eine Steuernach-

zahlung in Höhe von 1,6 Milliarden 

Euro an den französischen Staat 

geleistet. In Großbritannien haben 

sich die Finanz und der Internetriese 

außergerichtlich auf eine Steuer-

nachzahlung von umgerechnet 172 

Millionen Euro geeinigt.

Der Applekonzern hat in diesem 

Jahr nach Ermittlungen der italie-

nischen Steuerbehörden bereits 318 

Millionen Euro nachzahlen müs-

sen. Der Verdacht des Steuerbe-

trugs stand im Raum. Das Unter-

nehmen soll über Jahre hinweg bei 

Einnahmen in Höhe von fast einer 

Milliarde Euro durch kreative Kons-

truktionen die Steuerpfl icht umgan-

gen haben. Auch in Irland drohen 

dem Computerriesen saftige Nach-

zahlungen. Die EU-Kommission 

kam Ende August zu dem Schluss, 

dass Irland dem US-Konzern durch 

Absprachen unzulässige Steuerpri-

vilegien von bis zu 13 Milliarden Euro 

gewährt hat. Weil laut EU-Beihilfe-

vorschriften gezielte Steuervorteile 

für einzelne Unternehmen wett-

bewerbsverzerrend sind, soll Irland 

diese rechtswidrigen Beihilfen für 

die Jahre 2003 bis 2014 samt Zinsen 

zurückfordern. Die irische Regierung 

und Apple wollen gegen die Ent-

scheidung der Kommission berufen.

Position der Gewerkschaft

Um die Steuertricksereien ein für 

alle Mal abzustellen, sind eine Reihe 

grundlegender Regelungen notwen-

dig. Briefk astenfi rmen und Schein-

gesellschaften müssen eingedämmt 

werden und Betriebsausgaben an 

Steueroasen dürfen nicht mehr steu-

erlich geltend gemacht werden. EU-

Hilfen an Niedrigsteuerländer sind 

an Bedingungen (= höhere Steuern) 

zu knüpfen. Unternehmen sollen für 

alle Länder der Welt einzeln off en-

legen müssen, in welcher Höhe 

ihre Gewinne liegen. Geschäfte, die 

über Steueroasen laufen, dürfen 

nur dann steuerlich anerkannt wer-

den, wenn sich die entsprechende 

„Oase“ ausnahmslos am internatio-

nalen Informationsaustausch betei-

ligt, und Bankkonten von Steuer-

fl üchtlingen müssen off engelegt 

werden. Die Einführung der Finanz-

transaktionssteuer auf breiter Basis 

wird nach wie vor vom Widerstand 

der großen Finanzlobbyunterneh-

men gebremst. Umso zentraler ist 

es, diese nun möglichst rasch auf 

Schiene zu bringen. Mit der Einfüh-

rung der von den Gewerkschaften 
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seit langem geforderten Wertschöp-

fungsabgabe würde ebenfalls die 

Fairness steigen, weil auch Kapital-

einkommen und Spekulationsge-

winne besteuert würden. So müss-

ten internationale Unternehmen 

für jene Wertschöpfung, 

die in Österreich entsteht, 

auch hierzulande Abgaben 

entrichten.

Ein weiterer wichtiger 

Schritt wäre die Einfüh-

rung einer gemeinsamen 

Bemessungsgrundlage für die Kör-

perschaftssteuer in allen EU-Mit-

gliedsstaaten. Dabei würden Kon-

zerne in ihrer Gesamtheit steu-

erlich als Einheit betrachtet. „Die 

Idee dabei ist, dass der weltweite 

Gesamtgewinn eines Konzerns 

ermittelt wird und dann zwischen 

den Ländern entsprechend dem 

Anteil an Umsätzen und Beschäf-

tigten aufgeteilt wird. Keine Firma 

lässt viele Beschäftige in Steuer-

oasen arbeiten oder macht dort 

ihre Umsätze. Wenn ein Konzern 

also zehn Prozent der Umsätze und 

Beschäftigten in Österreich hätte, 

Die Steuertricksereien müssen europaweit eingedämmt werden.

dann könnte Österreich auch zehn 

Prozent des Gewinns besteuern. 

Und zwar mit unserem Steuersatz“, 

erklärt David Mum, der Leiter der 

GPA-djp-Grundlagenabteilung.

Auch eine Stärkung der 

personellen Ressourcen 

in der Finanzverwaltung 

wäre für die Gewerkschaft 

eine sinnvolle Lösung. Es 

sollte mehr Betriebsprüfe-

rInnen geben, um die Steu-

ererklärungen der großen 

Konzerne zu durchleuchten. Das 

Kosten-Nutzen-Verhältnis spricht 

für sich: ein/e GroßbetriebsprüferIn 

bringt 30-mal so viel an Steuerein-

nahmen ein, als er/sie an Kosten ver-

ursacht. 

Die Behörden gehen 
zunehmend strenger und härter 

gegen Konzerne vor.
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Kommentar

O
b sich bis März jedoch Feier-

laune einstellt, darf bezwei-

felt werden, das geeinte 

Europa befi ndet sich in der schwers-

ten Krise seiner Geschichte. Es gehen 

tiefe Risse durch den Kontinent. 

Der wirtschaftlich schwache Süden 

kämpft gegen den starken Norden. 

Der Osten fi cht aus Furcht um seine 

kulturelle Identität gegen den Wes-

ten. Nach dem Austrittsvotum Groß-

britanniens schwebt das Damokles-

schwert des Zerfalls über der Union. 

Dazu kommt, dass aus der 

Finanz- und Wirtschafts-

krise längst eine soziale 

Krise mit erschütternden 

Auswirkungen geworden 

ist. Die Politik der (DES)

Troika hat bereits in meh-

reren Staaten auch zur Aushöhlung 

der Kollektivvertrags- und Gewerk-

schaftsrechte geführt. 

Alle Versuche, die Krise in Europa 

zu beenden, sind bisher geschei-

tert, weil sie nur eine Fortsetzung 

der rigiden Sparpolitik waren. Zarte 

Ansätze einer neuen Investitions-

politik werden durch erneute Spar-

diktate zunichte gemacht. Statt 

immer mehr desselben wirkungslo-

sen Sparzwangs, brauchen wir wirk-

same Instrumente, die den Staaten 

Kein Grund 
zum Feiern 
Im kommenden März ist es genau 60 
Jahre her, dass die Vertreter von sechs 
europäischen Staaten die Europäische 
Gemeinschaft begründeten.   
von Wolfgang Katzian

Kommentar
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Wir brauchen wirksame Instrumente, 
die den Staaten

Luft zum Investieren geben.

ihren Weg aus der Krise  im Frei-

handel und in der Anlockung von 

Auslandsinvestitionen sucht. Als 

Gewerkschafter sehe ich das Poten-

zial von Außenhandelspolitik und 

die Möglichkeit, Arbeitsplätze und 

Wachstum zu schaff en, sehr wohl. 

Klar ist aber auch, dass im Außen-

handel nur ein überschaubares 

Volumen liegt. Ein nachhaltiges 

wirtschaftliches Wiedererstarken 

wird aber auch in Zukunft in ers-

ter Linie von der Binnennachfrage 

abhängen: private wie auch 

die der öff entlichen Hand.   

Wenn die Europäische 

Union auch nach ihrem 60. 

Geburtstag weiter beste-

hen soll, dann brauchen 

wir mehr denn je einen tiefgrei-

fenden Kurswechsel. Wir brauchen 

eine soziale Europäische Union, die 

die Sorgen der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer ernst nimmt 

und soziale Sicherheit garantiert. 

Europa ist noch immer der reichste 

Kontinent dieser Erde. Wir müssen 

diesen Reichtum umverteilen und 

gesellschaftlich nutzbar machen. 

Gerechte Verteilung und Vollbe-

schäftigung muss ins Zentrum der 

europäischen Politik.   

 

gerade in Zeiten des Abschwungs 

die notwendige Luft zum Investieren 

geben. Als Ausweg könnte der Stabi-

litäts- und Wachstumspakt durch 

die „golden Rule“ ergänzt werden, 

die vorsieht, dass staatliche Nettoin-

vestitionen in Zukunft bis zu einem 

gewissen Grad aus der Berechnung 

der Staatsverschuldung ausgenom-

men werden. Während die Eingriff e 

im Bereich der Einschränkung von 

Arbeitsrechten überhand nehmen, 

sind eine gemeinsame europäische 

Regulierung der Finanzmärkte, die 

Einführung der Finanztransakti-

onssteuer und die Beendigung der 

europäischen Steuerfl ucht und 

Steuerhinterziehung, aber auch der 

bislang legalen aggressiven Planung 

zur Steuervermeidung noch immer 

nicht durchgeführt. 

Die EU-Kommission unter dem Vor-

sitz von Jean-Claude Juncker ver-

suchte sich anfangs in einer sozi-

aleren Rhetorik. Inzwischen ist 

aber klar, dass die EU-Kommission 
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Journalismus zielgenau fördern 
Forderungspapier an Kanzleramtsminister 
Drozda übergeben.

Die Journalistengewerkschaft in der 

GPA-djp fordert eine völlige Neu-

gestaltung der Presseförderung in 

Österreich. „Von einer nicht punktge-

nauen Presseförderung ist auf eine 

zielgenaue und mit konkreten Anfor-

derungen verbundene Journalismus-

Förderung umzustellen“, heißt es in 

dem Forderungspapier, das dem für 

Medien zuständigen Minister Tho-

mas Drozda übergeben wurde.

In einer Zeit, da viele Medien unter 

Druck geraten sind, sei die Förde-

rung sukzessive gekürzt worden. Das 

gefährde letztlich demokratische 

Standards, heißt es in dem Papier. 

Deshalb fordert die Journalistenge-

werkschaft eine völlige Neuaufstel-

lung der Förderung, die den Erforder-

nissen der Zeit entspricht. Das För-

dervolumen soll mit einer jährlichen 

Valorisierung auf 35 Millionen Euro 

festgesetzt werden. Die Förderung 

selbst soll auf das Einhalten eines 

journalistischen Ehrenkodex sowie 

von sozialpolitischen und arbeits-

rechtlichen Standards abzielen. 

Mehr unter: 

www.gpa-djp/pressefoerderung

 

Journalismus ist 
kein Verbrechen  

Kampagne zur Unterstützung 
der JournalistInnen in der 
Türkei 

Seit dem Putschversuch vom 
15. Juli geht der türkische 
Präsident Erdogan gezielt 
gegen SystemkritikerInnen vor. 
Ende Juli wurde ein dreimona-
tiger Notstand erlassen, der 
es u. a. ermöglicht, alle Arten 
von Nachrichten zu kontrol-
lieren und teilweise sogar zu 
verbieten. Durch das erste 
Dekret unter der Notstandsver-
ordnung können Festgenom-
mene nun ohne Vorführung 
vor einen/eine HaftrichterIn 
für 30 Tage in Polizeigewahr-
sam gehalten werden.

Neben Tausenden Verhaftun-
gen und Suspendierungen 
von Staatsbediensteten wurde 
in den vergangenen Wochen 
v. a. auch rigide gegen den 
Journalismus vorgegangen. 
Aber auch Einzelpersonen 
selbst sind betroffen – am 
11. August befanden sich 73 
JournalistInnen in Polizeige-
wahrsam.

Diese Maßnahmen sind ein 
weiterer massiver Angriff auf 
die Meinungsfreiheit und ein 
Eingriff in die Grundrechte. 
Der internationale sowie der 
europäische Verband der 
JournalistInnengewerkschaf-
ten (IFJ und EFJ) starteten eine 
Kampagne zur Solidarisie-
rung mit den JournalistInnen 
in der Türkei. 

Link zur Kampagne: 
www.gpa-djp.at/
pressefreiheit

 GPA-djp unterstützt Beschäftigte der Alt-
Wien-Kindergärten in Insolvenzverfahren 
Nahezu die gesamte Belegschaft der Alt-Wien-Kindergärten fand sich 
am Abend des 1. September 2016 zu einer Informationsveranstal-
tung ein. ExpertInnen der GPA-djp und der AK-Wien, der Betriebsrat 
sowie der neue eingesetzte Vereinsvorstand informierten die Beschäf-
tigten über die Konsequenzen des am 31. August eingebrachten 
Insolvenzantrages. „Vorrangig geht es darum, dass die ausständigen 
Augustgehälter so rasch als möglich vom Insolvenzfonds ausgezahlt 
werden“, erklärt der stv. Regionalgeschäftsführer der GPA-djp Wien 
Mario Ferrari. Die MitarbeiterInnen des Insolvenzschutzverbandes für 
ArbeitnehmerInnen arbeiten in den kommenden Wochen mit Hoch-
druck, dass die Verfahren möglichst rasch abgewickelt werden. 
Nähere Informationen unter: www.arbeiterkammer.at/insolvenz
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KOMPETENZ: Das Thema Crowd-

work, also Arbeiten über Online-

Plattformen ist eines, das uns als 

Gewerkschaften stark beschäftigt, 

und uns interessiert Ihre Einschät-

zung dazu. 

Muna Duzdar: Vor zwei Wochen hat 

die AK eine Studie präsentiert, in 

der es darum ging festzustellen, wie 

verbreitet Crowdwork in Österreich 

ist. Von 2.000 Befragten haben 18 

Prozent im vergangenen Jahr min-

destens einmal Arbeit über Online-

Plattformen verrichtet. Im Moment 

befi nden wir uns in einer Phase, wo 

noch sehr viele Analysen passieren, 

Staatssekretärin Muna Duzdar im KOMPETENZ-Interview. 
Das Interview führten Martin Panholzer und Lucia Bauer.

und es wäre unseriös zu behaupten, 

dass wir jetzt schon alle Antworten 

parat haben. Aber man kann insge-

samt schon sagen, dass es massive 

Veränderungen in der Arbeitswelt 

geben wird. Und das heißt natürlich, 

dass wir uns überlegen müssen, wie 

verteilen wir die Arbeit gerecht, und 

wie gehen wir mit neuen Arbeits-

formen um. Crowdwork ist eine 

sehr individualisierte Arbeitsform 

und erinnert mich sehr stark an die 

Heimarbeit des 19. Jahrhunderts. Da 

braucht es noch sehr viel Organisie-

rung, die soziale Absicherung wird 

auch eine ganz große Rolle spielen, 

und wie man die Kollektivverträge 

Positive Effekte Positive Effekte der Digitalisierungder Digitalisierung
für die Gesellschaft nutzenfür die Gesellschaft nutzen

auf diese neuen Arbeitsformen aus-

weiten kann.   

KOMPETENZ: Sie haben davon 

gesprochen, dass man die Arbeitszeit 

neu verteilen muss. Denken sie dabei 

auch an Arbeitszeitverkürzung? 

Muna Duzdar: Ja, da denke ich auch 

an Arbeitszeitverkürzung. Und ich 

möchte auch gleich die Wertschöp-

fungsabgabe ansprechen, die der 

Bundeskanzler aufgeworfen hat. 

Wir werden nicht drum herumkom-

men, Überlegungen in diese Rich-

tung anzustellen. Es ist ja so, dass 

es durch den digitalen Wandel auch 
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Staatssekretärin Muna Duzdar 
spricht im KOMPETENZ-Interview 
über neue Arbeitsformen,
die Notwendigkeit einer Wert-
schöpfungsabgabe und ihren 
Kampf gegen Hass im Netz. 
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mehr Produktivität gibt, mehr Reich-

tum und mehr Wertschöpfung, 

und ich bin der Meinung, dass das 

auch in den Dienst der Gesellschaft 

gestellt gehört. Die Unternehmen 

profi tieren ja auch vom digitalen 

Wandel, der durch die Forschung, 

die staatlich subventioniert wird, 

zustande kommt und von der Inf-

rastruktur, die vom Staat zur Verfü-

gung gestellt wird. 

KOMPETENZ: Eng im Zusammen-

hang mit der Digitalisierung steht 

auch das Problem der Hasskultur im 

Netz. 

Muna Duzdar: Das Netz wird von 

bestimmten Gruppie-

rungen sehr stark als 

Propagandainstrument 

genutzt. Viele treten 

daher für eine Verschär-

fung des Strafrechts ein. 

Ich verfolge aber eher 

den Ansatz, dass man 

mit dem Strafrecht allein nicht alle 

Probleme löst. Wir brauchen eine all-

gemeine Diskussion darüber. Hass-

kultur darf nicht als Norm akzeptiert 

werden, sondern es muss klar sein, 

dass Hasskultur unsere Gesellschaft 

zerstört, und dass Hetze im Netz in 

reale Gewalt umschlagen kann. Oft 

wird Bewusstseinsbildung und Sen-

sibilisierung kleingeredet. Aber es 

gilt auch, langfristig zu denken und 

die Gesellschaft schrittweise zum 

Besseren zu verändern. Natürlich ist 

das ein Prozess, bei dem nicht mor-

gen alles gelöst ist. Wir haben eine 

Regierungsinitiative gestartet und 

begonnen, Testimonials heranzuzie-

hen. Wir wollen auch ein gewisses 

Empowerment im Netz fördern mit 

digitaler Zivilcourage. Es gibt Tipps, 

es gibt Ratschläge und einen Argu-

mentationsleitfaden gegen Hass im 

Netz. Und in unserem Programm 

steht auch die Sensibilisierung von 

relevanten Berufsgruppen.

KOMPETENZ: Sollen die Leute auch 

motiviert werden, Anzeige zu 

erstatten? 

Muna Duzdar: Ja. Viele haben das 

Gefühl, sie können nichts dagegen 

tun und müssen das in sich hinein-

fressen – was Mobbing anbelangt 

zum Beispiel. Und hier sagen wir: 

„Mach einen Screenshot, sichere die 

Beweise.“ Es sind manchmal diese 

Kleinigkeiten, an denen es dann 

letztlich scheitert. Im Herbst möch-

ten wir Gruppen,  die sehr stark von 

Hass im Netz betroff en sind, wie 

zum Beispiel Frauenorganisatio-

nen, Flüchtlinge, freiwillige Helfe-

rinnen und Helfer einladen, gemein-

sam mit JournalistInnen und Blog-

gern positive Geschichten zu erzäh-

len.  Zudem wird es ein Konzept zur 

Gegenrede geben.

KOMPETENZ: Anderes Thema: Inte-

grationsminister Kurz fordert, dass 

anerkannte Flüchtlinge verpfl ich-

tend in Ein-Euro-Jobs arbeiten 

sollen. 

Muna Duzdar: Die Ein-Euro-Jobs 

sind ein Einfallstor, um den Nied-

riglohnsektor in Österreich aus-

zubauen – über die Hintertür der 

Flüchtlinge. Und das heißt natürlich 

Lohndumping und dadurch Arbeits-

platzverdrängung. Da ist schon 

auch eine gewisse Intention dahin-

ter. Ich habe immer von gemeinnüt-

ziger Tätigkeit von AsylwerberInnen 

gesprochen, niemals von verpfl ich-

tender gemeinnütziger Tätigkeit 

von anerkannten Flüchtlingen. Das 

ist ein großer Unterschied, weil Asyl-

werberInnen in Österreich ja nicht 

arbeiten dürfen. 

KOMPETENZ: Wäre es nicht sowieso 

sinnvoll, das Arbeitsverbot für Asyl-

werberInnen aufzuheben? 

Muna Duzdar: Es geht darum, legale 

Möglichkeiten zu schaff en. Wir 

wollen, dass sie die Sprache lernen, 

dass sie gemeinnützige Tätigkeiten 

machen oder einen Dienstleistungs-

scheck in Anspruch nehmen können, 

und es soll auch eine Art Kompe-

tenzclearing geben wie beim AMS. 

Asylverfahren dürften in Wirklich-

keit nicht länger als sechs Monate 

dauern, die Realität ist aber, dass sie 

meistens viel länger dauern. Es geht 

darum, die Zeit zu nutzen – um, 

wenn‘s dann so weit ist –  auch wirk-

lich fi t für den Arbeitsmarkt zu sein. 

Wir wollen ein durchgängiges Sys-

tem von Anfang an haben, und das 

heißt auch, dass man die Angebote 

schaff t. Das ist das, was uns auch 

von der ÖVP unterscheidet. Es reicht 

nicht aus, immer sofort von 

Sanktionen zu reden, wenn 

die Angebote nicht da sind. 

Die Menschen haben ein gro-

ßes Interesse daran, schnell 

ihren Weg in der Gesellschaft 

zu fi nden. 

KOMPETENZ: Weil wir über die Vor-

schläge von Minister Kurz gespro-

chen haben. Wie sehen sie die Forde-

rung nach einem Burkaverbot? 

Muna Duzdar: Selbstverständlich 

bin ich gegen Frauenunterdrückung 

und lehne den Niqab und die Burka 

ab. Ich glaube aber nicht, dass man 

gesellschaftlichen Fortschritt und 

Freiheit mit Verboten erzielt. Das 

geht nur in einem sozialen Prozess, 

in einem Prozess von Integrations- 

und Aufk lärungsarbeit. Frauen zu 

stärken, Frauen fördern, Frauen 

auch am Arbeitsmarkt einzubinden, 

ist für mich ein Schlüssel zur Integ-

ration. 

Zur Person

Muna Duzdar ist Staats-
sekretärin für Diversität, 
öffentlichen Dienst und
Digitalisierung.

Interview

Über soziale Investitionen 
in Bildung kann die Fähigkeit

zur Selbsterhaltung erhöht werden.
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W
er kennt sie nicht, die 

Online-Plattformen. 

Ob Airbnb (Vermietung 

von Wohnungen), Uber (Chaff eur-

dienstleistungen), Book a Tiger 

(Reinigungskräfte) oder CheckRo-

bin (Mitnahme von Paketen): Sie 

sind im Moment omnipräsent und 

prägen das Einkaufsverhalten der 

KonsumentInnen. Während über 

einkaufen mit einem 

Klick sehr viel gespro-

chen wird, bleiben die 

Arbeitsverhältnisse hin-

ter den Plattformen oft 

im Dunklen.  

„Crowdwork“ ist eine 

neue Form der digitalen Arbeit. 

Die Arbeitsaufträge werden online 

über eine Plattform an eine Gruppe 

von Menschen (Crowd) ausge-

schrieben. Diese Gruppe kann 

mehr oder weniger defi niert sein, 

Auftraggeber sind Einzelpersonen 

oder auch Firmen.

Amazon Mechanical Turk

Die weltweit wohl bekannteste 

Plattform für Crowdworker ist Ama-

zon Mechanical Turk, die „Arbeit-

nehmerInnen“ sind hierbei die Tur-

ker. Der Onlinehandelsriese Ama-

zon stand 2005 vor einem Problem. 

Der weltweite Versand von Waren 

über Onlinebestellungen benötigt 

die Präsentation von Waren online. 

Es fehlt die Technologie, um die Kor-

rektheit der Beschriftung und auch 

die Altersfreigabe der Bilder bestim-

men zu können. Amazon benötigte 

hierfür menschliche Arbeit, wollte 

aber keine Arbeitskräfte einstel-

len. Um das zu schaff en, gründete 

Amazon eine Plattform: Amazon 

Mechanical Turk. Hier sind weltweit 

500.000 Menschen registriert. Die 

Turker setzen sich, wann sie wollen 

und wie lange sie wollen, an ihren 

Computer und nehmen 

Microarbeitsaufträge an, 

die oft mit einem Klick oder 

ein paar geschriebenen Zei-

len erledigt sind. Dann ist 

die Microarbeit wieder vor-

bei und sie haben einige 

Cents verdient. Es gibt Men-

schen, die so ihren Lebensunterhalt 

bestreiten, jenseits von Verträgen, 

Arbeitszeitregelungen und sozia-

ler Sicherheit. In Europa wird die 

Arbeit für Amazon Mechanical Turk 

mit Amazon-Gutscheinen bezahlt 
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Arbeit für Amazon Mechanical Turk 
wird mit Amazon-Gutscheinen bezahlt. 

Arbeiten 
mit einem 
Klick 
Die Arbeit über Online-Plattformen 
nimmt zu. Eine neue Studie liefert 
nun konkrete Zahlen und 
spannende Erkenntnisse zum 
Thema „Crowdwork“. 
von Sandra Breiteneder
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Crowdwork

und dient daher nicht als Einkunfts-

quelle für den Lebensunterhalt. 

Diese Form der Arbeit ist aber den-

noch im Ansteigen.

Crowdwork in Zahlen

Der europäische Crowdworkbereich 

ist momentan zahlenmäßig kaum 

erfasst. Für England wurde als ers-

tes europäisches Land – im Februar 

2016 – eine Studie von der in diesem 

Bereich sehr renommierten Wis-

senschaftlerin Ursula Huws veröf-

fentlicht. Die Durchführung dieser 

Studie wurde unter anderem von 

UNI Global Union Europa (einem 

europäischen Gewerkschaftsdach-

verband) ermöglicht.

In einer Online-Befragung mit 2.238 

TeilnehmerInnen gaben 21 Prozent 

an, versucht zu haben, Arbeit über 

Plattformen zu fi nden, 11 Prozent 

waren auch erfolgreich dabei. Das 

entspricht 4,9 Millionen Menschen 

in Großbritannien. Ein Viertel die-

ser CrowdworkerInnen gibt an, dass 

das ihre Haupteinnahmequelle ist. 

Studie im Auftrag der AK

Ursula Huws hat nun auch eine Stu-

die über die österreichische Situa-

tion im Auftrag der Arbeiterkam-

mer erstellt. Von 2.003 Befragten, 

geben 18 Prozent an, einmal im Jahr 

Crowdwork zu erledigen, 5 Prozent 

einmal pro Woche. Die Tätigkeiten 

variieren hierbei: 16 Prozent suchen 

Arbeit als FahrerInnen, 20 Prozent 

außer Haus und 33 Prozent arbeiten 

von zu Hause.

Die Studien zeigen zwar,  dass 

Crowdwork in Europa noch ein klei-

nes Phänomen ist. Dennoch ist es 

zentral, jetzt die Weichen zu stel-

len, dass auch CrowdworkerInnen 

qualitativ hochwertige Arbeits-

plätze haben und über soziale Absi-

cherung verfügen. Für die Zukunft 

dieser Arbeitsverhältnisse stellt 

sich die Frage, wie diese zu beur-

teilen sind, und wo die Grenzen zur 

Selbstständigkeit gezogen werden, 

genauso wie Sozialversicherungs-

systeme fi nanziert und Arbeitszeit-

regelungen eingehalten werden 

können.

Organisierung von 
CrowdworkerInnen

Ebenso zentral wird die Frage der 

gewerkschaftlichen Organisation

und der Kollektivverträge für 

CrowdworkerInnen. Die Vereinze-

lung durch die Plattform macht die 

CrowdworkerInnen sehr leicht ver-

wund- und ausbeutbar. Ein wesent-

liches Disziplinierungsmittel ist 

eine Bewertung, ein Rating durch 

die Auftraggeber. Diese Bewertun-

gen beeinfl ussen potenzielle neue 

KundInnen. Allein sind auch die 

CrowdworkerInnen ausgeliefert. 

Hierzu gibt es schon sehr span-

nende Projekte der Selbstorgani-

sation von CrowdworkerInnen. Zur 

Plattform Amazon Mechanical Turk 

gibt es zum Beispiel Turkopticon, 

eine Plattform auf der die Turker 

die Auftraggeber bewerten. So wird 

sichergestellt, dass Auftraggeber 

die nicht zahlen, eben keine Dienst-

leistungen erhalten.

Das zeigt, dass auch Crowdworke-

rInnen aufeinander angewiesen 

sind und gewerkschaftliche Orga-

nisation auch im digitalen Zeitalter 

gefragt ist. Die wesentlichen Ver-

teilungsfragen bleiben auch in der 

digitalen Arbeitswelt dieselben. 
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Welche Arbeiten Crowdworker ausüben

*hochspezialisierter, akademischer Bereich mit hohem gesellschaftlichem Ansehen und Bezahlung (z. B. Anwältin-
nen, ÄrtzInnen, ArchitektInnen)
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Ö
sterreich ragt bei der Ab-

deckung der Beschäfti-

gungsverhältnisse durch 

Kollektivverträge europaweit her-

aus. 97 Prozent der Beschäftig-

ten unterliegen Kollektivverträ-

gen.  Entgegen dem gesamteuro-

päischen Trend ist es gelungen, 

die Etablierung  eines Niedriglohn-

sektors zu verhindern. Auch bei 

den Lohn- und Gehaltsverhand-

lungen im heurigen Herbst geht es 

darum, die Kontinuität der öster-

reichischen Kollektivvertragspolitik 

sicherzustellen.

Die Herbstlohnrunde wurde heuer 

erstmals mit einer konkreten Lohn- 

und Gehaltsforderung gestar-

tet. Das Verhandlungsteam der 

Gewerkschaften PRO-GE und GPA-

djp übergab am 26. September, in 

der Wirtschaftskammer Österreich 

das Forderungsprogramm für die 

Kollektivvertragsverhandlungen 

Metallindustrie an alle Arbeitge-

berverbände. Die Gewerkschaften 

fordern eine Erhöhung der Min-

dest- und IST-Löhne von drei Pro-

zent. Besonders berücksichtigt 

werden sollen dabei die niedrigen 

Einkommen. „Die wirtschaftliche 

Situation ist sehr solide, die Pro-

duktivität in der Sachgütererzeu-

gung steigt und die Unternehmen 

konnten die Gewinne erhöhen“, 

begründete der Verhandlungslei-

ter der GPA-djp Rudi Wagner die 

Forderung.

Metall: Flexibilität ist keine 
Einbahnstraße

2015 konnten sich die GPA-djp und 

die Produktionsgewerkschaft PRO-

GE für etwa 180.000 Beschäftigte 

Kollektivvertrags-Herbst
Bei den anstehenden Kollektivvertragsverhandlungen geht 
es um die Verteilung von Geld und Zeit.
von Martin Panholzer
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BetriebsrätInnen und Beschäftigte aus dem Sozialbereich demonstrierten im September mit 6.427 m Schal für mehr soziale 
Wärme, bessere Arbeitsbedingungen und höhere Einkommen.
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Europa

Arbeitsweltauf eine Erhöhung der Löhne und 

Gehälter um 1,5 Prozent und eine 

Reduktion der Arbeitszeit in Form 

des nun gänzlich arbeitsfreien 31. 

Dezember einigen. Daneben wurde 

ein Zeitkontomodell vereinbart, 

das bis 30. Juni 2019 befristet ist, 

um einen Erprobungszeitraum zu 

haben und gegebenenfalls Adaptie-

rungen vornehmen zu können.

„Flexibilität darf aber keine Ein-

bahnstraße sein. Sie muss den viel-

fältigen Bedürfnissen der Beschäf-

tigten nach Vereinbarkeit von Beruf 

und Privatleben Rechnung tra-

gen. So werden wir in der heurigen 

Runde eine kollektivvertragliche 

Absicherung der Familienzeit (Papa-

monat) fordern. Die österreichische 

Metallindustrie ist weltweit deshalb 

erfolgreich, weil hochmotivierte 

Beschäftigte entsprechende Quali-

tät abliefern. Diese Qualität hat aber 

ihren Preis. Löhne und Gehälter zu 

drücken und die Arbeitszeitbedürf-

nisse der Beschäftigten zu ignorie-

ren ist sicher keine zukunftswei-

sende Strategie“, so Wagner. 

Handel: Für einen modernen 
und gerechten Kollektivvertrag

Im Handel ist noch völlig off en, wie 

sich die Verhandlungen gestalten 

werden. Etwa 500.000 Angestellte 

österreichweit fallen unter den Han-

delskollektivvertrag. Seit zwei Jah-

ren laufen dort die Verhandlungen 

für ein neues Gehaltssystem, das 

moderner und gerechter als das 

alte ist. Kurz vor dem Ziel hat einige 

Arbeitgeber off enbar der Mut ver-

lassen. Sie stellen bereits getroff ene 

Einigungen wieder infrage. Wie sich 

die Diskussion rund um die Etablie-

rung eines neuen Gehaltssystems 

entwickelt, berichten wir aktuell auf 

unserer Homepage.

Sozialbereich mit Auftakt im 
öffentlichen Raum

Mit Jahreswechsel starten auch die 

Kollektivvertragsverhandlungen  

für die etwa 100.00  Beschäftigten 

der Sozial- und Gesundheitsein-

richtungen. Mit einer öff entlichen 

Kundgebung am 26. September 

unter dem Motto „Soziale Wärme“ 

machten Betriebsräte und Beschäf-

tigte auf den Stellenwert des pri-

vaten Gesundheits- und Sozialbe-

reichs aufmerksam und mahnten 

ein, dass die qualitativ hochwertige 

Arbeit in einer Zukunftsbranche 

auch entsprechend honoriert wer-

den müsse.

Kein Ministerium für Gehalts-
erhöhungen

„Wir können auf die Ergebnisse  

unserer alljährlichen Kollektivver-

tragsverhandlungen stolz sein, 

können uns aber nicht auf Lorbee-

ren ausruhen. Wir werden unsere 

Schwerpunkte auf Anhebung der 

Mindestlöhne- und -gehälter auf 

1.700 Euro legen sowie auf mehr 

Einkommensgerechtigkeit durch 

die Anrechnung von Karenzeiten. 

Außerdem werden wir weiter eine 

moderne Arbeitszeitpolitik forcie-

ren, die auch die kollektivvertrag-

liche Verkürzung der Arbeitszeit 

beinhaltet“, fasst der für Kollektiv-

vertragspolitik zuständige stell-

vertretende Bundesgeschäftsfüh-

rer der GPA-djp Alois Bachmeier 

zusammen.

Dass unser KV-System zuneh-

mend unter Druck kommt, zei-

gen nicht nur Äußerungen von 

Wirtschaft und Industrie, sondern 

immer wieder auch von Politikern, 

in denen sie die massive Zurück-

drängung der Kollektivverträge 

in ihrer derzeitigen Form fordern. 

„Was in solchen Aussagen in aller 

Off enheit gesagt wird, entspricht 

der Geisteshaltung nicht weniger 

Exponenten der heimischen Wirt-

schaft und Politik. Gewerkschaften 

und überbetriebliche Interessen-

vertretung werden als Störfaktor in 

der betrieblichen Politik gesehen, 

den man lieber heute als morgen 

entsorgen möchte. Dahinter steckt 

auch die Ideologie, dass die Unter-

schiede zwischen Kapital und Arbeit 

in Wirklichkeit obsolet geworden 

seien. In vielen europäischen Län-

dern ist die massive Zurückdrän-

gung kollektivvertraglicher Nor-

men voll im Gang, und das sicher 

nicht zu gunsten der Beschäftigten 

in diesen Staaten. Wir müssen sehr 

auf der Hut sein und dafür kämp-

fen, dass wir unser System nicht 

nur erhalten, sondern weiterentwi-

ckeln können“, so Bachmeier.

„Wir fordern ein kräftiges Plus, das 

sich auf die  Reallohnentwicklung 

auswirkt. Das ist gerade jetzt auch 

ein wesentlicher Impuls für die 

Erholung der Wirtschaft. Die aktu-

ellen Wirtschaftsdaten zeigen, dass 

sehr wohl ein Spielraum für Lohn- 

und Gehaltserhöhungen gegeben 

ist, und etwa bei den Ausschüttun-

gen an die AktionärInnen keinerlei  

Abstriche gemacht wurden – auch 

nicht in den Zeiten der Wirtschafts-

krise. Die jährliche Gehaltsent-

wicklung ist kein Naturgesetz, das 

Ministerium für Lohn- und Gehalts-

erhöhung gibt es nicht. Diese müs-

sen wir selbst erkämpfen, und das 

können wir nur, wenn wir von vie-

len Mitgliedern die nötige Unter-

stützung bekommen“,  so Bach-

meier ab schließend.  
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Betriebsrat Andreas Laaber über seinen 
Kampf für faire Arbeitszeiten und einen 
eigenen Kollektivvertrag. 
von Litsa Kalaitzis

Z
um großen Betriebsratsbüro 

im Ordinariat der Diözese 

Sankt Pölten geht es durch 

einen lichtdurchfl uteten Gang. Der 

idyllische Innenhof, der zum Diöze-

sanmuseum führt, ist nur wenige 

Schritte entfernt, vom Fenster aus 

sieht man auch den Dom. Weni-

ger beschaulich sind die Heraus-

forderungen, die der stellvertre-

tende Betriebsratsvorsitzende And-

reas Laaber gemeinsam mit seinem 

Team zu bewältigen hat. Es geht 

wie in jeder anderen Branche um 

fair geregelte Arbeitszeit und Rah-

menbedingungen für die rund 550 

Beschäftigten der Diözese. 

Der dreifache Familienvater, der 

nach seinem Theologiestudium als 

Pastoralassistent in seinem Wohn-

ort Seitenstetten im Mostvier-

tel und als Religionslehrer an der 

HAK/HAS in Waidhofen/Ybbs arbei-

tete, kam vor gut fünf Jahren durch 

eine Nachrückung in den Betriebs-

rat und gesteht off en, dass er mit 

dessen Aufgaben zuerst nicht viel 

anzufangen wusste. Nachsatz: „Das 

hat sich aber ganz schnell geän-

dert.“ Schon im Grundkurs der GPA-

djp, den er kurz darauf absolvierte, 

sei ihm klargeworden, dass es auch 

in der Diözese Sankt Pölten viel 

Handlungsbedarf gebe, schmunzelt 

„„KlarheitKlarheit  
bringt Ordnung“bringt Ordnung“

Der stellvertretende Vorsit-
zende des Betriebsrats der 
Diözese St. Pölten im 
KOMPETENZ-Porträit.
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Laaber. Bis vor fünf Jahren hatte 

die Diözese „nur“ eine als solche 

bezeichnete „Personalvertretung“, 

da die Diözesanstruktur mit einem 

öff entlichen Amt verglichen wurde. 

Durch den Grundkurs gewann das 

gesamte Team ein neues Selbstver-

ständnis und man nannte sich dem 

Gesetz entsprechend „Betriebsrat“, 

was nicht überall Anklang fand. 

Der 1991 gegründete Betriebsrat 

für PastoralassistentInnen ist seit 

der vergangenen Wahl nicht nur 

für die PastoralassistentInnen, son-

dern auch für die Pfarrangestellten 

in den Pfarrgemeinden zuständig. 

Seit dieser Wahl arbeitet Andreas 

Laaber als stellvertretender Vor-

sitzender mit dem sechsköpfi gen 

Team für die Anliegen seiner rund 

240 KollegInnen: „Mittlerweile 

haben wir großen Kampfgeist ent-

wickelt“, berichtet er von einer sehr 

erfolgreich geführten Auseinan-

dersetzung mit dem Arbeitgeber. 

So sei das Thema Arbeitszeitauf-

zeichnung in der Diözese eher ein 

unbeackertes Feld gewesen, was 

natürlich fi nanzielle Nachteile für 

Beschäftigte bedeutete. 

Vielen KollegInnen wäre 

beispielsweise nicht klar 

gewesen, dass auch Fahrt-

zeiten oder Zuschläge für 

Mehrleistungen anzurech-

nen seien. 

Nachzahlungen erzwungen

Den jahrelangen Kampf, in dem 

der Betriebsrat sogar eine Klage 

androhte, beschreibt Andreas 

Laaber zurückhaltend: „Wir haben 

den Beschäftigten dazu verholfen, 

ausstehende Zahlungen zu bekom-

men.“ Erst auf Nachfrage erzählt er 

dann vom Excel-Formular für die 

Arbeitszeit, das der Betriebsrat ein-

schließlich einer Berechnung der 

Zuschläge entwickelt hat, und von 

der dazu verhandelten, seit dem 

Vorjahr gültigen Betriebsverein-

barung, auf die er schon stolz ist: 

„Diese Transparenz bedeutete für 

viele ein großes Aha-Erlebnis. Unser 

Dienstgeber hat eingesehen, dass 

er auch davon profi tiert: Klarheit 

bringt Ordnung.“ 

Belegschaft gibt Rückhalt

Den BetriebsrätInnen habe dieses 

neue System einen hohen Rückhalt 

beschert, so Laaber weiter: „Wir wis-

sen jetzt, wenn wir etwas fordern, 

dann steht die Belegschaft hin-

ter uns.“ Unterstützung, die noch 

von Vorteil sein könnte, den insge-

samt 550 Beschäftigten in der Diö-

zese Sankt Pölten fehlt nämlich ein 

ganz zentrales Regelwerk: „Wir zäh-

len zu den zwei bis drei Prozent der 

ArbeitnehmerInnen in Österreich, 

die keinen Kollektivvertrag haben 

– also kämpfen wir dafür, einen zu 

bekommen“, formuliert er das aktu-

ell größte Ziel. Wie dieser Kampf in 

der Praxis ausschaut? Laaber will 

sich nicht in die Karten schauen las-

sen, verrät nur so viel: „Wir lassen 

keine Gelegenheit, kein Gespräch 

aus, ohne darauf hinzuweisen, dass 

wir einen Kollektivvertrag brau-

chen.“ Dass der Widerstand der 

Dienstgeber schwinde, hängt sicher 

auch mit der Tatsache zusammen, 

dass es in den Diözesen Linz, Inns-

bruck und Graz bereits Kollektivver-

träge gibt, erklärt er: „Die Gehälter 

dort sind deutlich höher als unsere. 

Wichtiger sind uns aber einheitli-

che Regelungen, die für alle Ange-

stellten in der Diözese in gleichem 

Maße gelten. Das ist aktuell eindeu-

tig nicht der Fall.“ 

Die eine oder andere Anregung 

holt sich der studierte Theologe 

auch aus den Inhalten der Sozial-

akademie, die er unlängst abge-

schlossen und als sehr lehrreich 

empfunden hat, nicht nur was 

den Lernplan mit Arbeitsrecht, 

Arbeitsverfassung, Betriebs- und 

Volkswirtschaft betriff t. Die Erfah-

rungen der BetriebsrätInnen aus 

anderen Branchen haben ihm den 

Vorteil dessen deutlich gemacht, 

dass der wirtschaftliche Druck in 

der Diözese fehle: „Ich habe Kolle-

gInnen kennengelernt, die um viele 

Arbeitsplätze und somit um Exis-

tenzen fürchten.“ Ande-

rerseits bedeute diese 

Situation der Betriebsrä-

tInnen in der Diözese, kei-

nen Einblick in fi nanzielle 

Belange zu haben, und 

dass berechtigte oder 

plausible Forderungen wie Gehalts-

erhöhungen einfach ohne Begrün-

dung abgelehnt werden, „womit 

wir wieder beim Thema Kollektiv-

vertrag sind. Da werden wir nicht 

lockerlassen“, kündigt Laaber an. 

Das glaubt man dem 42-Jährigen, 

der auf die Frage nach seinen Hob-

bys neben Reisen, Tauchen, Wan-

dern, Lesen und Zeit mit der Familie 

zu verbringen auch angibt, leiden-

schaftlich gesellschaftspolitische 

Themen zu diskutieren. „Außerdem 

liebe ich es, neue Wege zu beschrei-

ten und Neues auszuprobieren“ – 

davon scheinen auch die Beschäf-

tigten in der Diözese Sankt Pölten 

zu profi tieren.  

Mittlerweile haben wir 
großen Kampfgeist entwickelt.

Nur zwei bis drei Prozent der Arbeitneh-
merInnen haben keinen Kollektivvertrag. 



Arbeitswelt

20 Oktober 2016

Gemeinsam gegen Ausbeutung 
Wer nur über einen eingeschränkten – oder gar keinen – 
Zugang zum Arbeitsmarkt verfügt, wird leicht vom Arbeitgeber ausgebeutet.
von Alexia Weiss

M
ahsa R.* kommt aus dem 

Iran. Seit 2013 studiert die 

26-Jährige in Wien. Um 

ihr Leben zu bestreiten, nutzt sie 

die Möglichkeit für Studierende aus 

Nicht-EU-Ländern, bis zu 20 Stunden 

pro Woche zu arbeiten. Bei ihrem 

letzten Job kam allerdings bald das 

böse Erwachen: 730 Euro monatlich 

waren ihr von dem Lokalbesitzer, für 

den sie als Kellnerin werkte, zuge-

sagt worden. „Aber er hat mir dann 

viel weniger bezahlt.“ Nach eini-

gen Monaten blieb die Bezahlung 

überhaupt aus. Und Weihnachts- 

und Urlaubsgeld hat die Studentin 

in den elf Monaten, die sie in dem 

Lokal tätig war, überhaupt nie gese-

hen. Eine Arbeitskollegin riet ihr 

schließlich, die UNDOK-Anlaufstelle 

aufzusuchen. Hier erreichte man 

nicht nur eine Nachzahlung all des-

sen, was Mahsa R. von Rechts wegen 

zustand – hier deckte man auch 

auf, dass der Arbeitgeber nicht, wie 

er verpfl ichtet wäre, beim AMS um 

eine Beschäftigungsbewilligung 

angesucht hat.

Keine 
Beschäftigungsbewilligung

Im Fall der iranischen Studentin 

ging das nun glimpfl ich aus. Ein 

Architekturstudent, ebenfalls aus 

einem Nicht-EU-Staat, der in der 

Gastronomie jobbte, dann aber 

die Möglichkeit erhielt, in einem 

Architekturbüro zu arbeiten, hatte 

weniger Glück, wie Sandra Stern von 

der UNDOK-Anlaufstelle erzählt. „Als 

das Architekturbüro um Beschäf-

tigungsbewilligung ansuchte kam 

heraus, dass das der vorherige 

Arbeitgeber nicht getan hatte. Nun 

wurde der Student für ein Jahr für 

den österreichischen Arbeitsmarkt 

gesperrt. Hier werden Arbeitnehmer 

bestraft, wenn Arbeitgeber etwas 

falsch machen.“

Die UNDOK-Anlaufstelle in Wien gibt 

es seit zwei Jahren – sie ist ein Koope-

rationsprojekt von Gewerkschaf-

ten, Arbeiterkammer, dem ÖGB und 

NGOs aus dem fremden- und asyl-

rechtlichen Bereich. Zuvor hatten 

Die UNDOK-Anlaufstelle berät 
ArbeitnehmerInnen aus Nicht-
EU-Staaten, die keinen gesicher-
ten Aufenthaltsstatus oder keine 
Arbeitserlaubnis haben.
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AktivistInnen immer wieder darauf 

hingewiesen, dass es eine Schnitt-

stelle zwischen Arbeits- und Sozi-

alrecht einerseits sowie Fremden- 

und Asylrecht andererseits brauche, 

so Stern. Unter undokumentierter 

Arbeit versteht man all jene Arbeits-

verhältnisse, bei denen kein unein-

geschränkter Zugang zum Arbeits-

markt vorliegt und in der Folge oft in 

irgendeiner Form Papiere fehlen: Bei 

manchen ist es der fehlende Aufent-

haltstitel, bei anderen der nicht vor-

handene Zugang zum Arbeitsmarkt, 

wieder andere werden vom Arbeit-

geber nicht bei der Sozialversiche-

rung angemeldet.

Vor allem Gastgewerbe, 
Tourismus und Bau betroffen

Die GPA-djp ist eine der Grün-

dungshelferInnen der Anlaufstelle. 

Momentan seien von undokumen-

tierter Arbeit vor allem 

Beschäftigte in den Bran-

chen Gastgewerbe, Tou-

rismus und Bau betroff en, 

sagt Christoph Sykora von 

der GPA-djp. „Es ist aber 

nicht ausgeschlossen, dass 

künftig mehr Betroff ene in unse-

ren Organisationsbereich fallen.“ 

Als Beispiel nennt er den Handel – 

abseits der großen Ketten, die sich 

an die rechtlichen Vorgaben halten. 

„Außerdem ist es einfach wichtig für 

eine Gewerkschaftsbewegung, dass 

sie sich für die Beschäftigten ein-

setzt, die unter dem höchsten Aus-

beutungsdruck stehen.“ Das komme 

am Ende allen Beschäftigten zugute, 

da so Lohndumping ein Riegel vor-

geschoben werde.

In Österreich gibt es derzeit 28 Auf-

enthaltstitel – davon hat man mit 

fünf einen off enen Zugang zum 

Arbeitsmarkt, bei 23 dagegen ent-

weder nur einen beschränkten 

oder gar keinen, beschreibt Stern 

die aktuelle Rechtslage. Nicht-EU-

BürgerInnen sind darauf angewie-

sen, dass der Arbeitgeber beim AMS 

eine Beschäftigungsbewilligung 

beantragt (was er allerdings – siehe 

oben – oft zwar zusichert, aber 

nicht macht). Der Arbeitgeber selbst 

dürfe so eine Bewilligung gar nicht 

selbst beantragen. Das schaff e eine 

enorme Abhängigkeit – und führe 

eben nicht selten dazu, dass Arbeit-

nehmerInnen nicht das erhalten, 

was ihnen zusteht. „Es wird ihnen 

erzählt, dass Weihnachts- und 

Urlaubsgeld nur für Christen ist, 

zum Beispiel.“ Insgesamt zeige die 

Erfahrung von UNDOK, dass „die 

meisten Leute nicht bei der Sozial-

versicherung angemeldet werden. 

Bei anderen fehlt wieder die Anmel-

dung beim AMS“, so Stern.

Die UNDOK-Anlaufstelle bietet hier 

eine niederschwellige Beratung in 

vielen Sprachen – von Arabisch über 

Türkisch bis zu Bosnisch-Kroatisch-

Serbisch. Der Vorteil: Man habe nicht 

das Gefühl, es mit einer Behörde 

zu tun zu haben, betont Sykora. So 

falle die Sorge weg, dass möglicher-

weise unerlaubte Beschäftigung 

auch zum Verlust des Aufenthalts-

rechts führe. Und die Erfahrung von 

UNDOK zeige, „dass es eben nicht in 

jedem Fall so ist, dass man ein Risiko 

bezüglich des Aufenthaltsrechts hat, 

wenn man sich wehrt“, sagt Stern. 

„Das hat uns positiv überrascht.“ 

Aber natürlich gebe es auch Fälle, in 

denen Menschen abgeraten werde, 

etwas zu unternehmen.

Keine Zahlen, nur Schätzungen

Wie viele Menschen in Österreich 

undokumentiert arbeiten, darüber 

gibt es weder Zahlen noch Schät-

zungen. Mit den aktuellen Fluchtbe-

wegungen werde sich das Problem 

aber sicher verschärfen, so Sykora. 

Die UNDOK-Anlaufstelle hat nun 

aus ihren bisherigen Erfahrungen 

sechs politische Forderungen abge-

leitet, um die Situation der Betroff e-

nen zu verbessern.

„Wer rechtmäßig in Österreich 

lebt, soll Zugang zum Arbeitsmarkt 

haben“, lautet die erste. Die unter-

schiedlichen Einschränkungen 

führen nach Ansicht Sterns dazu, 

dass Menschen mit eingeschränk-

tem Zugang ausgebeutet wer-

den. Da würden Mindestgehälter 

nicht eingehalten, der vereinbarte 

Lohn werde nicht bezahlt, exzessive 

Arbeitszeiten verlangt, aber auch 

ArbeitnehmerInnenschutzstan-

dards nicht eingehalten.

Beweislast beim Arbeitgeber

Die weiteren UNDOK-Forderun-

gen: Momentan ist es schwer, ein 

Arbeitsverhältnis nachzuweisen 

(etwa durch persönliche Arbeits-

zeitaufzeichnungen). Es 

wäre daher wünschens-

wert, wenn umgekehrt der 

Arbeitgeber nachweisen 

müsste, dass der Betroff ene 

nicht bei ihm gearbeitet 

habe (Beweislastumkehr). 

Arbeitsrechtliche Verfallsfristen soll-

ten auf drei Jahre ausgedehnt wer-

den (in vielen Branchen beträgt 

diese Frist derzeit nur drei Monate). 

Weiters wünscht sich UNDOK, 

dass der Aufenthalt während eines 

arbeitsrechtlichen Verfahrens nicht 

aufgehoben werden darf. Arbeit-

nehmerInnen sollten zudem Par-

teienstellung im Verfahren um die 

Ausstellung einer Beschäftigungs-

bewilligung erhalten (um hier nicht 

völlig dem Arbeitgeber, der sich 

davor drückt, ausgeliefert zu sein). 

Und schließlich dürfen nach Ansicht 

Sterns undokumentiert Arbeitende 

nicht dafür bestraft werden, wenn 

der Arbeitgeber seinen gesetzlichen 

Pfl ichten nicht nachkommt (wie im 

Fall des Architekturstudenten).

Mehr Info: www.undok.at  

  *Name von der Redaktion geändert

Die  GPA-djp ist eine
der GründungshelferInnen 
der UNDOK-Anlaufstelle.
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Kann man die Arbeitnehmer-
freizügigkeit innerhalb der EU 
einschränken? 

Der Zugang zum Arbeitsmarkt 

für EU-BürgerInnen zählt zu den 

Grundrechten der Europäischen 

Union. Nach geltendem EU-Recht 

ist eine Einschränkung der Arbeit-

nehmerfreizügigkeit nicht möglich. 

Auch zeitlich befristete Ausnah-

men oder Klauseln für defi nierte 

Notfälle sind nicht  vorgesehen. Für 

alle neu beigetretenen EU-Länder 

gilt der volle Arbeitsmarktzugang 

Woher kommen die Leute, die in 
Österreich arbeiten? 

Aufgrund der vier Grundfreiheiten 

der EU ist es allen EU-BürgerInnen 

möglich, überall in der EU also auch 

in Österreich zu wohnen und zu 

arbeiten (Niederlassungs freiheit, 

Arbeitnehmerfreizügigkeit). Die 

meisten Menschen kommen

aus Deutschland und aus den ost-

europäischen Staaten zum Arbei-

ten nach Österreich. Insgesamt 

sind das derzeit ca. 320.000 Per-

sonen. Etwa 35 Prozent dieser 

ArbeitnehmerInnen haben dabei 

ihren Wohnort nicht in Österreich, 

sondern sind sogenannte Tages- 

oder WochenpendlerInnen. 

 

Warum wird es für immer mehr 
Menschen aus Europa interessant, 
in Österreich zu arbeiten?

Der Grund für die EU-Binnenwande-

rung ist das hohe Wohlstands- und 

Einkommensgefälle zwischen den 

EU-Mitgliedsstaaten, das sich durch 

die Krisen seit 2008 noch weiter ver-

schärft hat. 

Faktencheck MigrationFaktencheck Migration  
innerhalb der EU und Entsendunginnerhalb der EU und Entsendung
Immer mehr Menschen in Europa wandern aus für den Job. Im Kompetenz-
Faktencheck klären wir die wichtigsten Fragen rund um die EU-Binnenmigration.  

FaktenFakten
ChecCheck
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Faktencheck

nach dem Auslaufen der 7-jähri-

gen Übergangsfristen. Für Kroatien 

endet diese Frist 2020. Ein Ausset-

zen der Arbeitnehmerfreizügigkeit 

kann man zwar politisch fordern, die 

dafür notwendige Mehrheit im EU-

Rat und -Parlament ist allerdings so 

gut wie ausgeschlossen. Nicht nur 

die VertreterInnen aus Mittel- und 

Osteuropa werden hier im Hinblick 

auf die Interessen ihrer Bevölkerung 

ihr Veto einlegen. 

Ist die Einschränkung der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit beschäfti-
gungspolitisch sinnvoll? 

Eine Einschränkung würde zu einer 

Zunahme der illegalen Beschäfti-

gung führen. EU-BürgerInnen wür-

den ohne sozialversicherungsrecht-

lichen und kollektivvertraglichen 

Schutz arbeiten.  Diese „undoku-

mentierten“ Arbeitsverhältnisse 

(siehe Beitrag Seite 20) stellen 

bereits jetzt ein großes Problem für 

Menschen aus Nicht-EU-Staaten 

dar. Sie schädigen den Arbeitsmarkt, 

indem arbeitsrechtliche Standards 

unterlaufen, Steuerzahlungen 

umgangen und Lohndumping ver-

schärft werden. 

Was kann die Politik in Bezug auf 
die EU-Binnenmigration tun? 

Wirkungsvolle Maßnahmen sind 

eine Bekämpfung der Perspektiven-

losigkeit von EU-weit rund 23 Millio-

nen Arbeitslosen, darunter fast fünf 

Millionen Jugendliche, und eine Ver-

ringerung des großen Wohlstands-

gefälles innerhalb der EU. Vor allem 

Investitionen können die wirtschaft-

liche und soziale Lage in Europa ver-

bessern. Dadurch werden Arbeits-

plätze geschaff en und die Wert-

schöpfung wird gesteigert. Eine EU-

weite Absicherung sozialstaatlicher 

Standards ist zudem längst über-

fällig. Ziel muss eine Verankerung 

sozialer Mindeststandards inklusive 

Lohnuntergrenzen auf nationaler 

Ebene sein, um eine Existenzsiche-

rung zu ermöglichen. Das würde 

die Motive für (Arbeits-)Migration 

verringern.

 

Was ist eine Entsendung? 

„Entsendet“ werden Arbeitneh-

merInnen, wenn sie für ihr Unter-

nehmen vorübergehend in einem 

anderen Staat Aufträge ausführen. 

Aufgrund des unterschiedlichen 

Lohnniveaus und der unterschied-

lichen arbeits- und sozialrechtli-

chen Absicherung kostet Arbeit in 

den verschiedenen Ländern der EU 

unterschiedlich viel: 2014 kostete 

eine Arbeitsstunde in Österreich 

durchschnittlich 31,5 Euro, in der Slo-

wakei etwa 9,7 Euro und in Bulga-

rien sogar nur 3,2 Euro. Die EU-Ent-

senderichtline soll mit dem Prinzip 

„gleicher Lohn am gleichen Ort“ ver-

hindern, dass heimische Unterneh-

men und ArbeitnehmerInnen von 

billigeren AnbieterInnen ausgesto-

chen werden, aber auch, dass aus-

ländische Arbeitskräfte in Österreich 

ausgebeutet werden. Das bedeutet, 

dass sich bei grenzüberschreitender 

Beschäftigung bestimmte Arbeits-

bedingungen (insbesondere kollek-

tivvertragliche Mindestlöhne und 

Arbeitsbedingungen wie Höchstar-

beitszeitgrenzen) nach dem Beschäf-

tigungsort richten müssen. 

Warum kann es bei Entsendungen 
trotzdem zu Lohn- und Sozialdum-
ping kommen? 

Grundsätzlich haben zwar alle 

ArbeitnehmerInnen, während sie 

in Österreich beschäftigt sind, die-

selben Ansprüche wie österrei-

chische ArbeitnehmerInnen. Das 

gilt aber nur bei längerfristiger 

Beschäftigung. Wenn z. B. ungari-

sche ArbeitnehmerInnen nur für 

eine Montage kurzfristig entsen-

det werden, hat die EU-Entsende-

richtlinie keine Gültigkeit. Zudem 

gilt, dass nur bei Entsendungen, die 

mehr als 24 Monate dauern, Sozial-

versicherungsleistungen in Öster-

reich bezahlt werden müssen. Bei 

einer Entsendung unter 24 Monaten 

bleibt die Versicherungspfl icht im 

Herkunftsland bestehen. Dadurch 

kann es zu einer Wettbewerbsver-

zerrung kommen, da von Auftrag-

geberInnen geringere Sozialversi-

cherungsbeiträge kalkuliert werden 

könnten. Dazu kommt, dass die aus-

ländischen Unternehmen ihren ent-

sandten Arbeitskräften nicht alle 

Lohnbestandteile bezahlen müssen. 

Unterbezahlte ausländische Arbeit-

nehmerInnen fordern zudem nur 

selten das ihnen zustehende Entgelt 

via Rechtsweg ein. 

Werden ArbeitgeberInnen, die 
Lohndumping betreiben, zur Ver-
antwortung  gezogen? 

Durch das Sozialdumping-Bekämp-

fungsgesetz sind in Österreich seit 

2011 behördliche Kontrollen der 

Löhne und Gehälter vorgesehen. 

Kommt es zu Unterzahlung, gibt 

es Strafen und Sanktionen für die  

die ArbeitgeberInnen. In der Praxis 

enden die Kontrollen allerdings an 

der österreichischen Grenze, und 

ausländische ArbeitgeberInnen kön-

nen selten fi nanziell zur Verantwor-

tung gezogen werden. Es ist zwar 

mittlerweile normal, Strafmandate 

bei Verkehrsübertretungen EU-weit 

zu exekutieren – bei Sozialbetrug 

und unlauterem Wettbewerb ist 

dies allerdings nicht möglich.  
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Job laut Gesetz nur zustande kom-

men könne, wenn der Betriebsrat 

dieser zustimme oder nach dessen 

Nein die Zustimmung durch ein 

Gericht ersetzt werde. Die GPA-djp 

intervenierte daraufh in zunächst 

beim Arbeitgeber. Dieser zeigte sich 

uneinsichtig und beharrte darauf, 

dass seine Vorgehensweise 

und die Versetzung in Ord-

nung seien. Seiner Mei-

nung nach handle es sich 

nämlich nur um eine soge-

nannte Änderungskündi-

gung, die rechtlich zuläs-

sig sei, und um keine Versetzung. 

Bei einer Änderungskündigung sei 

zwar der Betriebsrat zu informie-

ren, er habe jedoch nicht dieselben 

Rechte wie bei einer Versetzung, ins-

besondere kein Vetorecht. Die GPA-

djp brachte daraufh in Klage beim 

Arbeits- und Sozialgericht ein.  

F
rau R. war als Lohnverrechne-

rin tätig und verdiente dafür 

3.064 Euro brutto. Als ihr Chef 

ihr einen Arbeitsplatz als Arbeits-

zeitbeauftragte in der Administra-

tion anbot und ihr mitteilte, dass sie 

im neuen Job künftig nur noch 2.832 

Euro verdienen würde, lehnte sie 

zunächst empört ab. Als 

ihr Chef merkte, dass Frau 

R. sich nicht dazu überre-

den ließ, die Verschlechte-

rung zu akzeptieren, kün-

digte er sie, erklärte jedoch 

gleichzeitig, dass die Kün-

digung automatisch gegenstands-

los wäre, wenn Frau R. bereit wäre, 

den neuen Job einschließlich der 

Verschlechterungen zu akzeptieren. 

Vor die Alternative gestellt, arbeits-

los zu werden oder einen Gehalts-

verlust hinzunehmen, stimmte sie 

schließlich nach langem Überlegen 

zu und begann im neuen Job zu 

arbeiten, informierte jedoch den 

Betriebsrat und bat ihn um Hilfe. 

Der Betriebsrat verweigerte sowohl 

seine Zustimmung zur Kündigung 

als auch zur verschlechternden Ver-

setzung von Frau R. 

Auf Anraten des Betriebsrats suchte 

Frau R. auch Rat und Hilfe bei der 

Rechtsberatung der GPA-djp Wien. 

Ihr Rechtsberater war in diesem Fall 

der Ansicht, dass die verschlech-

ternde Versetzung rechtsunwirk-

sam erfolgt sei, weil eine Verset-

zung auf einen schlechter dotierten 

HöchstgerichtHöchstgericht stärkt Betriebsrat stärkt Betriebsrat
Mitarbeiterin stimmte nach Änderungskündigung einem schlechteren Job zu. 
Mangels „Ja“ des Betriebsrats galt die Versetzung trotzdem nicht.
von Filipp Friedrich und Lucia Bauer
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Auch bei Änderungskündigungen
muss der Betriebsrat zustimmen.

Die GPA-djp berät bei allen 
arbeitsrechtlichen Problemen.
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Das Arbeits- und Sozialgericht ent-

schied im Sinne des Unterneh-

mens mit der Begründung, dass 

der Betriebsrat kein Vetorecht habe, 

wenn der Arbeitnehmer das Angebot 

eines anderen Jobs im Unternehmen 

annehme. Die GPA-djp wollte dieses 

Urteil nicht akzeptieren und ging für 

Frau R. in die nächsten Instanzen. 

Schließlich bestätigte der Oberste 

Gerichtshof nach mehrjähriger Ver-

fahrensdauer die Rechtsmeinung 

Recht aktuell
der GPA-djp. Ohne vorhergehende 

Zustimmung des Betriebsrats oder 

ersatzweise des Gerichts sei die ver-

schlechternde Versetzung von Frau 

R. rechtsunwirksam.

Im Urteilsspruch des Obersten 

Gerichthofs (OGH) heißt es: „Eine 

verschlechternde dauernde Verset-

zung bedarf zu ihrer Rechtswirksam-

keit auch dann der Zustimmung des 

BR, wenn der AN selbst sich damit 

einverstanden erklärt hat.“ Das 

gelte auch bei Änderungskündigun-

gen.  Der OGH argumentierte wei-

ter, er wolle damit Versuchen von 

Arbeitgebern, die Mitwirkung des 

Betriebsrats bei Versetzungen durch 

Änderungskündigung zu umgehen, 

einen Riegel vorschieben. 

Nicht nur für Frau R., die nun die 

Gehaltsdiff erenz für mehrere Jahre 

nachgezahlt bekommt, war diese 

Entscheidung immens wichtig. Auch 

andere ArbeitnehmerInnen in ähn-

licher Lage werden künftig davon 

„In wirtschaftlich 
angespannten Zeiten 
werden Arbeitneh-
merInnen vermehrt 

Versetzungen auf einen schlechter 
bezahlten Arbeitsplatz ‚angeboten‘.  
Diese Versetzungen dürfen nicht ohne 
Zustimmung des Betriebsrats stattfi n-
den. Das hat nun auch der Oberste 
Gerichtshof ausgesprochen und damit 
unsere Rechtsmeinung bestätigt.“

Rechtsexpertin
Andrea Komar
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Änderungskündigung:

Eine Änderungskündigung ist eine Kombination aus Kündigung 
und Versetzung. Der Arbeitgeber beabsichtigt eine Vertrags-
änderung, zu der der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin nicht 
verpfl ichtet ist. Zu diesem Zweck wird die Kündigung mit einer 
Bedingung versehen. 

Es gibt zwei Arten der Änderungskündigung: Entweder ver-
fällt die Kündigung der Rechtsunwirksamkeit, wenn der AN 
der Bedingung seine Zustimmung erteilt (aufl ösend bedingte 
Änderungskündigung), oder aber es wird eine Kündigung 
ausgesprochen, die erst wirksam sein soll, wenn der AN der 
Änderung seines Arbeitsvertrages nicht zustimmt (aufschiebend 
bedingte Änderungskündigung). Bei beiden Arten der Ände-
rungskündigung sind die Bestimmungen des Arbeitsverfassungs-
gesetzes einzuhalten (§ 105 ArbVG und § 101 ArbVG). 

Das bedeutet, der Betriebsrat muss über die geplante Kündi-
gung informiert werden und kann seine zwingend erforderliche 
Zustimmung zur geplanten verschlechternden Versetzung 
verweigern  – auch wenn diese Versetzung im Rahmen einer 
Änderungskündigung passiert. 

 
TIPP: Was tun, wenn Ihr 
Arbeitgeber Sie verset-
zen möchte:

• Nehmen Sie die 
Verschlechterung nicht 
überstürzt aus Angst um 
den Job an. Stimmen Sie 
verschlechternden Ände-
rungen Ihres Vertrages 
weder schriftlich noch 
mündlich zu. 

• Lassen Sie sich den 
neuen Dienstvertragsent-
wurf schriftlich geben. 
Das macht es für Sie 
leichter, ihn überprüfen zu 
lassen. 

• Wenn es in Ihrem 
Betrieb einen Betriebsrat 
gibt, dann sind Sie gegen 
verschlechternde Verset-
zungen besser geschützt. 
Kontaktieren Sie Ihren 
Betriebsrat daher sofort, 
wenn eine Versetzung im 
Raum steht.      
                                      
• Wann immer Sie 
einen Vertrag oder eine 
Vertragsänderung vom 
Arbeitgeber vorgelegt 
bekommen und Ihnen 
einzelne Regelungen 
unklar sind, nehmen Sie 
sich Bedenkzeit. Fragen 
Sie auch bei der GPA-djp 
in ihrer Region nach.   

profi tieren. Denn das Höchstgericht 

hat damit klargestellt, dass jede 

Änderungskündigung mit Verset-

zungscharakter eindeutig der Mit-

bestimmung durch den Betriebsrat 

unterliegt. 
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Vielfältiges Wohnen in Favoriten
Auf der Triester Straße 40 entsteht ein multifunktionales Gebäude.
von Christian Swoboda

A
auf der Triester Straße 40 

wird derzeit ein multifunkti-

onales Gebäude mit Schwer-

punkt auf gefördertem Wohn-

bau errichtet. Bei dem Gemein-

schaftsprojekt dreier renommierter 

gemeinnütziger Bauträger (Neues 

Leben, BWS-Gruppe und WBV-GPA) 

wird das Gebiet an der Ecke Tries-

ter Straße/ Kundratstraße durch die 

neue Bebauung eine wesentliche 

Aufwertung erfahren. 

Gemeinsamer Spatenstich

Der Spatenstich dazu fand am Mitt-

woch, den 22. Juni 2016 im Beisein 

Bezahlte Anzeige
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zahlreicher Ehrengäste – unter 

anderem dem Stadtrat für Wohnen, 

Wohnbau und Stadterneuerung 

Dr. Michael Ludwig und Hermine 

Mospointner, Bezirksvorsteherin 

von Favoriten – statt. 

„Die Wohnhausanlage zeichnet sich 

durch eine gemischte und lebendige 

Wohnstruktur aus. Die Mieterinnen 

und Mieter profi tieren von der sozi-

alen Durchmischung, Vielfalt und 

einem Wohnungsangebot für wech-

selnde Bedürfnisse. Bei Gesamtbau-

kosten von 41,5 Millionen Euro betra-

gen die Fördermittel der Stadt Wien 

insgesamt 12,5 Millionen Euro. In 

Zukunft bietet die Triester Straße 40 

ein Zuhause für alle Generationen“, 

betonte Wohnbaustadtrat Michael 

Ludwig in seiner Rede anlässlich des 

Spatenstiches.

Alles unter einem Dach

Das Projekt wird Anziehungspunkt 

und Ausgangsort für Soziales, Ein-

kauf und Begegnungen der unter-

schiedlichen Generationen. Das 

geförderte Neubauprojekt mit ins-

gesamt 190 Wohnungen, darun-

ter 94 geförderte Mietwohnun-

gen und 53 SMART-Wohnungen, 

19 geförderten und 12 

In Wien Favoriten entsteht derzeit an der 
Triesterstraße 40 ein multifunktionales 
Gebäude für viele Generationen.
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freifi nanzierten Eigentumswohnun-

gen sowie 12 Einheiten, wo Wohnen 

und Arbeiten optimal verbunden 

werden kann. Der Neubau besteht 

aus vier Bauteilen mit Brückenver-

bindung sowie Schall- und Klima-

schutzfassade zur Triester Straße. 

Im Bauteil A befi ndet sich eine Nah-

versorgungszone, mehrere Bürofl ä-

chen und ein Studentenwohnheim 

mit 272 Heimplätzen. Die Bauteile 

B1 und B2 liegen im Zentrum der 

Anlage – hier gibt es einen acht-

gruppigen Kindergarten. Die Mög-

lichkeit für „Wohnen und Arbeiten“ 

bietet Bauteil C. Alle 1- bis 5-Zimmer-

Wohnungen (30 bis 115 m²) verfügen 

über private Freifl ächen wie Loggia, 

Terrasse oder Dachgarten. 

Grün- und Rasenfl ächen gibt es in 

den Innenhöfen zwischen den Bau-

teilen mit Baumbepfl anzungen, 

Spielplätzen, Sitz- und Kommu-

nikationsmöglichkeiten. Zentrale 

Orte der Begegnung sind atrium-

artige Freiräume. Insgesamt ver-

fügt das Wohnhaus über rund 700 

Fahrradabstellplätze im Freien für 

BesucherInnen sowie in der Anlage 

selbst. Hier befi nden sich auch meh-

rere Kinderwagenabstellräume. 

Eine Fahrradwerkstatt liegt direkt 

neben der Waschküche. Die hausei-

gene zweigeschoßige Tiefgarage mit 

Einfahrt in der Kundratstraße und 

Ausfahrt in der Triester Straße bietet 

Platz für 375 Pkw-Stellplätze. 

Neben dem Kindergarten direkt in 

der Anlage bietet auch die umlie-

gende Umgebung eine hervorra-

gende Infrastruktur für die Bewoh-

nerInnen. Die Freizeit im Grünen 

genießen kann man im Martin-

Luther-King-Park, im Erholungsge-

biet Wienerberg, im Waldmüller-

park oder auch im nicht allzu weit 

entfernten Böhmischen Prater.

Wohnungsberatung

Wohnbauvereinigung für 
Privatangestellte
WBV-GPA Wohnungsservice 
– Gassenlokal
1010 Wien, Werdertorgasse 9
Tel.: (01) 533 34 14
Internet: www.wbv-gpa.at
wohnungsservice@wbv-gpa.at

27

FREIE WOHNUNGEN 
Bestehende Objekte:

•  8761 Pöls, Andreas-Rein-Gasse 
10–18/Burgogasse 12-16, 
2- bis 3- Zimmer-Wohnung frei, 
HWB 144 KWh/m2/a

•  2731 St. Egyden, Am Stadtgra-
ben 2, 4-Zimmer-Wohnung , 
89,59 m2,  HWB 60,91 KWh/
m2/a

•  2680 Semmering, Hochstraße 
31, 2-Zimmer-Wohnung, 61,09  
m2, HWB 44 KWh/m2/a

•  8053 Graz, Frühlingsstr. 35, 
2- bis 3-Zimmer-Wohnungen,  
HWB 48,48 KWh/m2/a

Für die Architektur des Gebäudes 

zeichnet sich die Europroject ZT 

GmbH verantwortlich, als General-

unternehmer wurde die PORR Bau 

GmbH beauftragt. Die Fertigstellung 

ist für das 3. Quartal 2018 geplant.

Preise und Kosten

Geförderte Mietwohnungen

Eigenmittel (inkl. USt): 

ca. € 499,80/m² Nutzfl äche

Monatl. Kosten (inkl. BK und USt): 

ca. € 6,81/m² Nutzfl äche

SMART-Wohnungen

Eigenmittel (inkl. USt): 

€ 60/m² Nutzfl äche

Monatl. Kosten (inkl. BK und USt):

€ 7,50/m² Nutzfl äche

Unverbindliche Vormerkungen sind 

bereits jetzt auf der Homepage der 

WBV-GPA (www.wbv-gpa.at) in der 

Rubrik „neue Projekte“ möglich.  

v.l.n.r.: DI Johann Gruber (Neues Leben), Wohnbaustadtrat Dr. Michael Ludwig, 
Bezirksvorsteherin Hermine Mospointner, Mag. Michael Gehbauer (WBV-GPA) 
und Wilhelm Haberzettl (BWS-Gruppe)
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Heimathafen Salzburg
Ihr Kreuzfahrt-Reisebüro

In Sachen Kreuzfahrt ist hier 

mit Sicherheit das Richtige für 

Sie dabei und das freundliche 

Team berät Sie gerne.

Als ehemalige Crewmitglieder 

mit über 10 Jahren Seefahrts-

erfahrung auf Kreuzfahrtschif-

fen kennen Marlene Menapace 

und Alexander Schulz viele Rou-

ten und über 200 Destinatio-

nen und Häfen.

Für GPA-djp-Mitglieder:

keine Buchungs- und Bera-

tungsgebühren und pro Kabine 

ein Bordguthaben von EUR 25,–

Heimathafen Salzburg

Markus-Sittikus-Straße 9, 

5020 Salzburg

Telefon: 0662/264 124

E-Mail: info@heimathafen.at

www.gpa-djp.at/card

Herbstzeit

Ein neuer Jahresabschnitt beginnt und 
bringt Ihnen herbstliche Angebote und 
tolle Ermäßigungen mit Ihrer GPA-djp- 
CARD.  

Interhome – 
der Ferienhausspezialist

33.000 Ferienhäuser und Woh-

nungen in über 31 Ländern – bei 

Europas führendem Anbieter 

von qualitätsgeprüften Feri-

enunterkünften werden Ihre 

individuellen Urlaubswünsche 

wahr: ob in einem Chalet im 

Zillertal, einer Villa mit Pool in 

Istrien oder einem Cityapparte-

ment in Barcelona.

8 % Rabatt für GPA-djp-Mit-

glieder auf das gesamte Ange-

bot, kombinierbar mit anderen 

Aktionen, wie z. B. dem 33 % 

Last-Minute-Rabatt.

www.interhome.at/gpa

Interhome GesmbH

Amraser-See-Straße 56

6029 Innsbruck

Telefon: 0512/ 34 40 90

E-Mail: info@interhome.at
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Jollydays –
Ich schenk dir ein Erlebnis!

Wählen Sie bei Jollydays, Öster-

reichs größtem Erlebnispor-

tal, aus über 5.000 originel-

len Erlebnissen das optimale 

Geschenk!

Sorgen Sie mit einem Erleb-

nisgutschein von Jollydays für 

unvergessliche Momente. Ob 

Action- oder Wellnessevent, 

Sport- oder Kulinarik-Highlight 

– für jeden Anlass fi ndet sich 

das passende Geschenk.

Zum Geburtstag, zur Hochzeit 

oder zu Weihnachten sorgen 

Sie mit jedem Gutschein von 

Jollydays für leuchtende Augen.

Für GPA-djp-Mitglieder:

13 % Herbstrabatt auf alle Erleb-

nisse bis zum 17.10.2016, Info 

unter www.gpa-djp.at/card
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CARD-Angebote

Monalisa 
Braut- und Abendmoden
„Monalisa“ ist einer der größ-

ten Braut- und Abendmoden- 

Ausstatter in Wien, mit breiter 

Auswahl an unterschiedlichen 

Kleidungsstilen.

Herren fi nden für festliche 

Anlässe eine große Auswahl an 

moderner Bekleidung. „Mona-

lisa“ besetzt auch eine Markt-

nische mit der großen Auswahl 

an Übergrößen für Damen und 

Herren bis Größe 60.

–10 % für GPA-djp-Mitglieder 

(nicht mit Gutscheinen und 

Aktionen kombinierbar, gilt 

nicht für La Sposa, White One, 

Tziacco und Wilvorst-Produkte).

Mariahilfer Gürtel 28, 

1060 Wien

Telefon: 01/59 79 705

E-Mail: offi  ce@monalisa.at

www.monalisa-brautmoden.at
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CrossFit Rawsome – 
Praxis 5101
CrossFit ist ein grundlegendes 

Kraft- und Konditionierungs-

programm, das durch funktio-

nales, ständig variierendes und 

intensives Training die körper-

liche Leistungsfähigkeit jeder 

der zehn anerkannten Fitness-

domänen optimiert.

Sonderpreise für 

GPA-djp-Mitglieder:

•  auf alle Mitgliedschaften

•  Probemonat EUR 90,– statt 

EUR 99,– (Unlimited)

•  –5 % auf Physiotherapie/

Sitzung

CrossFit Rawsome und Praxis 

5101 KeGo OG

Plainbachstraße 10, 

5101 Bergheim

offi  ce@crossfi t-rawsome.com

Telefon: 0662/27 62 26 

Mobil: 0676/385 99 01

www.crossfi t-rawsome.com

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-

angeboten fi nden Sie unter: www.GPA-djp.at/card 

Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und erhalten 

monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 

gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr.: 05 03 01-301,  

service@GPA-djp.at

©
 Jü

rg
en

 F
äl

ch
le

 - 
Fo

to
lia

.d
e



30 Oktober 2016

Veranstaltungen

27. Sept. bis 6. Dezember 2016

frau franzi: „gribbmschbü“
KosmosTheater, Wien

Normalerweise ist frau franzi 
ja mit Schäggsbia und seinen 
Tragödien beschäftigt, diesmal 
aber macht sie sich über die 
Weihnachtsgeschichte her.
Ein ziemlich verrücktes Weih-
nachtsprogramm!

Info: www.kosmostheater.at
Karten: 01/523 12 26

5.–20. November 2016

13. KlezMORE Festival Vienna
Diverse Spielorte in Wien

16 Tage lang wird die künstle-
rische Auseinandersetzung mit 
Klezmer-Musik, ihren möglichen 
Interpretationen und Defi nitionen 
gepfl egt.

Info: www.klezmore-vienna.at
Karten: 0676/512 91 04
10 % CARD-Ermäßigung auf alle 
Konzerte

1.–23. Dezember 2016

Der musikalische
Adventkalender
Auf diversen Wiener Bühnen
und „Nicht-Bühnen“

Beginnend mit einem Konzert 
am 1.12. im 1. Bezirk bis zum 
23.12. im 23. Bezirk.

Info: www.wienerlied-und.at
Karten: 0676/512 91 04
10 % CARD-Ermäßigung auf alle 
Konzerte

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion 

KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online: 

www.gpa-djp.at/gewinnspiel, Einsendeschluss 16.10.2016. Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.G
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13.–31. Oktober 2016

Salam.Orient 2016
Diverse Spielorte in Wien

Das Festival bietet Musik, Tanz 
und Poesie aus orientalischen 
Kulturen in einer Mischung aus 
Konzerten, Vorträgen, Diskussio-
nen und Workshops.

Info: www.salam-orient.at
10 % CARD-Ermäßigung 
(ausg. RadioKulturhaus)

20.–29. Oktober 2016

Nachrichten aus dem
Schleudersitz
KosmosTheater, Wien

Theater, das alle Sinne anspricht 
– brachial, poetisch und in klarer 
Sprache öffnet der Abend eine 
Parallelwelt, die mit ihrer ganz 
eigenen Schönheit aufwartet.

Info: www.kosmostheater.at
Karten: 01/523 12 26

©
 B

er
nh

ar
d 

M
ra

k

4. Nov. bis 7. Dezember 2016

Häuptling Abendwind
Theater Akzent, Wien

Nestroys letztes Theaterstück 
und Testament – erschreckend 
aktuell in einer der rar geworde-
nen Inszenierungen von Hubsi 
Kramar!

Info: www.akzent.at
Karten: 01/501 65-3306
10 % CARD-Ermäßigung
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Bücher

Barbara Serloth: Von Opfern, 
Tätern und jenen dazwischen – 
Wie Antisemitismus die Zweite 
Republik mitbegründete. 
Mandelbaum Verlag, Wien 
2016, 301 Seiten, ISBN: 
978385476-497-7, Euro 24,90

Österreich befi ndet sich bekannt-
lich in der Zweiten Republik. Wie 
Antisemitismus diese mitbegrün-
dete, darüber hat Barbara Serloth 
das Buch „Von Opfern, Tätern 
und jenen dazwischen“ veröffent-
licht. Wichtig ist der Autorin die 
Differenzierung zwischen aktivem, 
nicht aktivem und passivem 
Antisemitismus. Alle drei Aus-
prägungen hierzulande wurden 
lautstark geleugnet. Sie sind 
jedoch gründungsimmanent in der 
Gesellschaft und im politischen 
System unserer Alpenrepublik. 
Nach der Vertreibung der Juden 
und Jüdinnen und nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurde das 

Konzernmacht brechen! 
Von der Herrschaft des Kapi-
tals zum Guten Leben für Alle 
Hrsg.: Attac, Mandelbaum 
Verlag, 2016, Euro 15,–

Ein AutorInnenkollektiv zeigt in 
diesem Buch das Machtausmaß 
großer Konzerne und ihre politi-
schen Einfl ussmöglichkeiten und 
wie stark die gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Machtstrukturen 
auf deren Bedürfnisse ausgerich-
tet sind. Anhand ausgewählter 
Bereiche wird das Ausmaß 
der Machtkonzentration im 
fi nanzdominierten Kapitalismus 
illustriert. Dazu werden Fakto-
ren dargestellt, die politische 
und gesellschaftliche Prozesse 
beeinfl ussen. Schnell wird klar, 
warum viele weltweit agierende 
Konzerne so stark sind: Ihr jährli-
cher Umsatz übersteigt das BIP so 
manchen Einzelstaats und sie sind 
untereinander bestens vernetzt. 
Acht der zehn größten Konzerne 

weltweit sind Öl- und 
Gasunternehmen. Durch 
ihre Eigentümerstruktur 
sind diese Konzerne eng 
mit dem Finanzsektor 
verwoben. Ähnliche Netz-
werke existieren in der 
Ökologie, im Agrarsektor 
und in Klimafragen.

Die wichtigsten Eigentümer der 
global agierenden Unternehmen 
sind große Banken und Investment-
fonds. Diese starke Marktmacht 
schlägt sich auch in realem poli-
tischem Einfl uss nieder. Transnati-
onale Konzerne üben ihre Macht 
relativ unverblümt über politische 
EntscheidungsträgerInnen aus. Der 
personelle Austausch zwischen 
öffentlichen Ämtern und der Lobby-
ing-Szene bzw. Positionen in großen 
Konzernen oder im Finanzsektor ist 
rege, man spricht von einem „Dreh-
türeffekt“. Durch diese Infi ltration 
gelingt es den Konzernen oftmals, 

politische oder juristische 
Rahmenbedingungen 
ohne viel öffentliches 
Aufsehen zu ihren Gunsten 
umzugestalten. So werden 
demokratische Handlungs-
spielräume eingeengt und 
bestehende Machtstrukturen 
verfestigt.

Neben einer Bestandsaufnahme 
gehen die AutorInnen auch der 
Frage nach, wie die bestehende 
Macht der Konzerne überwunden 
werden kann. Hier wird vor allem 
politischer Widerstand ange-
dacht. Als zentraler Faktor für ein 
Aufbrechen der Strukturen hin zu 
einem System, in dem Menschen-
rechte und ein gutes Leben für 
alle im Zentrum stehen, wird eine 
Verbreiterung demokratischer 
Prozesse und eine Stärkung 
der internationalen Solidarität 
gesehen.

Andrea Rogy

demokratische Öster-
reich auf der Ersten 
Republik aufgebaut. 
Gleichzeitig hat damit 
die „politische Elite“ 
– gemeint sind wohl 
SpitzenpolitikerInnen 
bishin zu Kommunal-
politikerInnen – alte 
Stereotype und Vor-
urteile weitertradiert 
und ins neue System 
transferiert. Serloth weist etwa auf 
die „österreichische Unterlassungs-
politik“ hin, dass Juden und Jüdin-
nen zunächst vom Opferfürsorgege-
setz ausgenommen und somit von 
Solidarleistungen ausgeschlossen 
waren.

Es ist eine sehr beeindruckende Pub-
likation, die Barbara Serloth, Polito-
login und Mitarbeiterin im Parlament 
in Wien, hier vorgelegt hat. Sie 
zitiert die stenographischen Proto-
kolle des Nationalrats sowie viele 

Zeithistoriker. Ein Grundla-
genwerk ist so entstanden. 
Wünschenswert wäre ein 
Schlagwortverzeichnis 
gewesen, aber das könnte 
in der 2. Aufl age nachge-
holt werden.

Assoziationen zu den 
derzeitigen (ehemali-
gen) Großparteien und 
warum dort einiges an 

„braunem“ Gedankengut bis 
heute überlebt hat, ergeben 
sich bei der Lektüre von selbst. 
„Man hat es verabsäumt, eine 
gleiche, faire Gesellschaft ohne 
Ausgrenzungen aufzubauen und 
antisemitischen Vorurteilen von 
Anfang den Kampf anzusagen. 
Dies wirkt sich bis heute aus, 
auch im Wiedererstarken des 
Antisemitismus in unserer Gesell-
schaft.“ Ernüchternd.

Heike Hausensteiner

Die vorgestellten Bü cher sind portofrei ü ber den Verlag des Ö sterreichischen Gewerkschaftsbundes GmbH,

1010 Wien, Rathausstraße 21, zu beziehen.  Mehr dazu auf  www.oegbverlag.at 



Ezio Foradori
P U R E  M O N G O L I A N  C A S H M E R E

Exklusiv für GPA-djp Mitglieder zusätzlich bis zu -20% auf unser gesamtes Sortiment.
                             Einfach online Gutscheincode MONGOLEI eingeben und Preisnachlass sichern.

www.ef-gpa.com

Machen Sie mit bei unserem Gewinnspiel und gewinnen Sie einen von drei Preisen.

              1. Preis: 100% Kaschmirdecke im Wert von € 899,00
                                 2. Preis: 100% Kaschmirschal im Wert von € 359,00
                                                    3. Preis: 100% Kaschmirmütze im Wert von € 119,00

Senden Sie eine Postkarte an:
Redaktion KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1 oder online unter www.gpa-djp.at/gewinnspiele
Einsendeschluss ist 16.10.2016
Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.


